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Vorwort

Eine leistungsfähige öffentliche Verwaltung ist ein wesentlicher Faktor für die wirtschaftliche
Prosperität Berlins und die Lebensqualität seiner Bürgerinnen und Bürger. Diese Erkenntnis hat
den Senat von Berlin dazu bewogen, die Verwaltungsmodernisierung zu einem Schwerpunkt
auch der aktuellen Legislaturperiode zu machen. Mit dem globalen Wettbewerb, den rasanten
Fortschritten in der Informations- und Kommunikationstechnologie sowie der demographischen
Entwicklung ist kurz umrissen, welchen Herausforderungen die Berliner Verwaltung dabei gerecht
werden muss. Der Senat begreift diese gesellschaftlichen und technologischen Veränderungen
als Chance, um Berlin als weltoffene Metropole mit Zukunft weiterzuentwickeln.

Nach der umfassenden Neuordnung der vergangenen Jahre liegt der Schwerpunkt der aktuellen
Modernisierungsphase auf einer deutlichen Steigerung von Service und Qualität. Dieses Ziel vor
Augen, hat der Senat im Juni 2007 das Modernisierungsprogramm ServiceStadt Berlin beschlossen,
das über 100 Einzelprojekte und Vorhaben enthält und bis 2011 abgeschlossen wird.

Unternehmen, Bürgerinnen und Bürger sollen zukünftig nach Möglichkeit selbst entscheiden
können, auf welchem Weg sie mit den Behörden kommunizieren. Neben kundengerechten
Öffnungszeiten und einem verbesserten Telefonservice zielen deshalb eine Vielzahl der Projekte
und Vorhaben des Modernisierungsprogramms auf eine Ausweitung des Online-Angebots ab.

Wie der vorliegende 1. Fortschrittsbericht nach einem Jahr ServiceStadt Berlin dokumentiert,
schreitet die Umsetzung des Programms gut voran. Über den weiteren Fortgang des
Modernisierungsprogramms wird die Senatsverwaltung für Inneres und Sport bis zum
Programmabschluss 2011 weiter jährlich jeweils zur Jahresmitte berichten.

Staatssekretär Ulrich Freise
Senatsverwaltung für Inneres und Sport
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Die Zeichen für den Wandel Berlins sind
zahlreich. Egal, ob nun der Großflughafen
Berlin Brandenburg International (BBI),
der Hauptbahnhof mit einem völlig neu
entstehenden Stadtviertel oder schon bald
das Humboldt-Forum auf dem Schlossplatz:
Für die Aufbruchstimmung, die Berlin erfasst
hat, finden sich im Stadtbild vielerlei Symbole.
Es ist aber nicht eine moderne Infrastruktur
allein, die Berlin den Weg in die Zukunft
weist. Weitgehend ohne Baulärm, steinerne
und stählerne Symbole, schreitet der Umbau
der Berliner Verwaltung voran. Die fehlende
Geräuschkulisse kann aber nicht darüber
hinwegtäuschen, dass auch hier ein
bedeutender Wandel stattfindet – der Wandel
hin zu einer modernen, ihren Kundinnen
und Kunden verpflichteten
Dienstleistungsverwaltung.

Die Zukunftsvision der Verwaltungs-
modernisierung ist schnell skizziert: Die
Berliner Verwaltung muss ein hohes Maß
an Rechtssicherheit und Verlässlichkeit
garantieren ohne die Freiheit zu sehr
einzuschränken, effizient, kostengünstig
und vernetzt arbeiten, bürgerschaftlich
Engagierte aktiv fördern und über adäquate
Angebotsstrukturen für möglichst sämtliche
gesellschaftliche Gruppen verfügen. Vor allem
aber muss sie sich als Dienstleister verstehen,
der die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und
die Lebensqualität in der Hauptstadt
entscheidend beeinflusst.

Eine weltoffene Metropole kann in Zeiten
globalen Wettbewerbs nur gedeihen, wo
Kreative, Investoren und Innovationsträger
von attraktiven Rahmenbedingungen
angezogen werden und sich dauerhaft
niederlassen. Hierfür den Boden zu bereiten,
ist Ziel der Verwaltungsmodernisierung in
Berlin in dieser Legislaturperiode.

Nach der umfangreichen Neuordnung und
Straffung der Verwaltungsstrukturen mit dem
Ziel der Haushaltskonsolidierung in den
vergangenen Jahren gilt das Hauptaugen-
merk nunmehr besonders der Steigerung
von Leistung und Qualität auf allen Ebenen.
Die Berliner Verwaltung soll problemlos
über sämtliche zur Verfügung stehende
Kommunikationskanäle erreicht werden und
die nachgefragte Dienstleistung möglichst
aus einer Hand erledigen können.

1. Weltoffene Metropole
mit moderner Verwaltung

Internet
Mail

Bürgerämter

Call
Center

Post

elektronische Kommunikation

persönliches Erscheinen

schriftliche
Kommunikation

Telefon
Öffentliche
Verwaltung

1 Weltoffene Metropole
mit moderner Verwaltung



Die adressatenorientierte Dienstleistungs-
verwaltung in die Realität zu überführen,
ist Ziel des Modernisierungsprogramms
ServiceStadt Berlin, das sich aus über 100
Projekten und Vorhaben zusammensetzt.
Alle einzelnen Schritte führen bis 2011 zu
einem Anstieg von Service und Qualität in
den unterschiedlichsten Bereichen der
Berliner Verwaltung, sei es nun durch neue
Anlaufstellen, optimierte Arbeitsabläufe oder
zusätzliche Online-Optionen. Bürgerinnen
und Bürger mit Internetzugang werden
besonders durch die „Online-Bürgerdienste“
entlastet, einem von insgesamt fünf
Leitprojekten der ServiceStadt Berlin.

Übers Internet ins Amt

Kurze Wartezeiten, unkomplizierte Bezahl-
möglichkeiten und die Vorabinformationen
durch die Schnellschalter sind die laut
Kundenmonitoring größten Vorzüge der
60 in jüngerer Zeit geschaffenen Berliner
Bürgerämter. Auch die verlängerten Öffnungs-
zeiten erfreuen sich zunehmender Beliebtheit
und werden versuchsweise weiter ausge-
dehnt. Viele werden es schon selbst erlebt
haben: Das Verlängern von Reisepässen und
Personalausweisen, das An- und Abmelden
eines Wohnsitzes oder das Erstellen einer
Fahrerlaubnis – um nur wenige der
angebotenen Dienstleistungen der
Bürgerämter zu nennen – geschieht in den
meisten Fällen schneller und unkomplizierter
als noch vor einigen Jahren.

Die mobilen Bürgerdienste in der Bibliothek,
der Einkaufspassage oder der Schule direkt
um die Ecke – Orte und Termine unter
www.berlin.de/mobued – bieten darüber
hinaus die Möglichkeit, den Behördengang
optimal mit anderen Erledigungen zu
verknüpfen und somit Zeit einzusparen.
Kein Wunder also, dass die Mehrzahl der
Bürgerinnen und Bürger den Bürgerämtern
bei den regelmäßigen Kundenbefragungen
ein hervorragendes Zeugnis ausstellt.

2. Die adressatenorientierte
Dienstleistungsverwaltung

Zufriedenheit der Kundinnen

und Kunden mit dem Angebot

der Bürgerämter 2005/2007
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2005 2007

Zufriedenheit     1 sehr gut    5 sehr schlecht

Mitte FH-KB PW CH-WD SP ST-ZD TH-SB NK TW-KÖ MA-HD LB RD
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Mit der Rahmenzielvereinbarung zwischen
dem Senat und allen 12 Bezirken im
September 2007 ist eine optimale Grundlage
für die gemeinsame Weiterentwicklung der
Bürgerämter bereits gelegt.

Ist es aber überhaupt notwendig, dass
Bürgerinnen und Bürger für diese und andere
Dienstleistungen persönlich im Amt
erscheinen? Diese Frage war Ausgangspunkt
einer Voruntersuchung zum Projekt „Online-
Bürgerdienste“. Der Senat fand auf diese
Weise heraus, dass elf der am häufigsten
nachgefragten Dienstleistungen in den
Bürgerämtern nach Schaffung der
technologischen Voraussetzungen problemlos
online gehen können, da keine eigenhändige
Unterschrift geleistet werden muss.

Ab 2009 müssen sich Bürgerinnen und
Bürger z. B. für Melderegisterauskünfte,
Kfz-Halterauskünfte, Briefwahlunterlagen
oder Anwohnerparkausweise nicht mehr
persönlich auf den Weg ins Bürgeramt
machen.

Es reichen dann schon wenige Mausklicks
und die gewünschte Dienstleistung wird
unbürokratisch vom Amt erbracht. Wer aber
die persönliche Kontaktaufnahme vorzieht,
kann dies selbstverständlich auch weiterhin
tun. Die Online-Bürgerdienste verstehen sich
als rein optionales Angebot zum Bürgeramt
und zwingen – im Gegensatz zu manch
privatem Unternehmen – niemanden
unfreiwillig ins Internet.

Bei anderen vom Bürgeramt angebotenen
Serviceleistungen gestaltet sich die Online-
Umstellung schwieriger, da nach derzeitiger
Rechtslage allein eine qualifizierte
elektronische Signatur das persönliche
Erscheinen ersetzen könnte.

An der  technologischen Möglichkeit dazu
arbeitet das Bundesministerium des Innern
mit Hochdruck, um weitere Leistungen der
Öffentlichen Verwaltung online anbieten zu
können. Voraussichtlich bis 2011 könnte
dann neben anderen auch eine der am
häufigsten nachgefragten Dienstleistungen,
das An- und Abmelden einer Wohnung, in
Berlin ohne größeren Aufwand online möglich
sein. Alternativ prüft der Senat, ob nicht
auch die Vorschriften im Hinblick auf die
Notwendigkeit einer elektronischen Signatur
geändert werden könnten.

2009
wenige Mausklicks

2 Die adressatenorientierte
Dienstleistungsverwaltung
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Eine gute Nachricht für Unternehmerinnen
und Unternehmer ist die Schaffung des so
genannten „Einheitlichen Ansprechpartners“,
der im Mittelpunkt eines weiteren Leitprojekts
der ServiceStadt Berlin steht. Mit dem Abbau
überflüssiger bürokratischer Hemmnisse,
der Straffung von Arbeitsabläufen und der
Einrichtung neuer Anlaufstellen für die
Wirtschaft – wie der höchst erfolgreichen
BerlinPartner GmbH – hat der Senat den
bürokratischen Aufwand bei Firmen-
gründungen bereits erheblich reduziert.

Einen wahren Meilenstein bedeutet die
Umsetzung der EU-Dienstleistungsrichtlinie.
Ab 2010 können sich Dienstleister aus dem
gesamten EU-Raum bei Aufnahme ihrer
Tätigkeit in Berlin an nur noch eine
Kontaktstelle – den „Einheitlichen
Ansprechpartner“ – wenden, die dann
sämtliche zur Arbeitsaufnahme notwendigen

Informationen bereitstellt und das gesamte
Genehmigungsverfahren in Eigenregie
koordiniert. Selbstverständlich kann das
gesamte Verfahren dann elektronisch
abgewickelt werden. Die Umsetzung der EU-
Dienstleistungsrichtlinie sieht außerdem vorab
definierte Bearbeitungsfristen vor, wodurch
sich das Verfahren erheblich beschleunigt
und Unternehmerinnen und Unternehmer
ein hohes Maß an Planungssicherheit
gewinnen.

Überschreitet die Verwaltung eine Frist, gilt
die Genehmigung automatisch als erteilt.
Berlin wird dies als offenes Verfahrensmodell
entwickeln, das ab 2010 sukzessive auch
für andere Kontakte von Wirtschaft,
Bürgerinnen und Bürgern mit der Verwaltung
genutzt werden kann. Die eGovernment-
Plattform und die neuen Geschäftsprozesse
entwickelt der Senat gegenwärtig zusammen
u. a. mit dem Fraunhofer Institut und der
Humboldt-Universität in Berlin sowie dem
Hasso-Plattner-Institut in Potsdam.

Anschluss unter dieser (einen) Nummer

Ein drittes Leitprojekt ist die Schaffung der
einheitlichen Rufnummer 115, unter der
Bürgerinnen und Bürger bundesweit
Kontakt zu Ämtern und Behörden
aufnehmen können.

Für Unternehmen
alles aus einer Hand

115
Rufnummer

Unternehmen

Einheitlicher
Ansprechpartner

Finanzamt

Einwohner-
meldeamt

Gewerbeamt

Ausländeramt

und weitere
. . .

Post
Mail
Telefon
persönlich

2 Die adressatenorientierte
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Berlin wurde bei der Einführung der
einheitlichen Behördenrufnummer als
eine von bundesweit vier Modellregionen
ausgewählt, da mit dem „Berlin-Telefon“
bereits eine ähnliche Technik erfolgreich
läuft. Etwa zwei Drittel der täglich bis zu
26.000 Anfragen konnten unter der 900
bisher schon direkt beantwortet werden.
Durch ein verbessertes Wissensmanagement
für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie
eine optimierte Wissensdatenbank soll dieser
Wert mit der 115 ab Ende 2008 – zunächst
im Probebetrieb – weiter gesteigert werden.

Größtes Plus der Servicenummer ist, dass
ein Großteil der Anfragen von geschultem
Personal direkt beantwortet werden kann.
Sollte die Frage zu komplex für eine direkte
Beantwortung sein, wird sie von der
Mitarbeiterin oder dem Mitarbeiter an
die fachlich zuständige Verwaltungsstelle
weitergeleitet. Die zeitaufwändige Suche nach
der zuständigen Behördenstelle entfällt somit
in jedem Fall. Um zu verhindern, dass die
Anruferin oder der Anrufer den Sachverhalt
erneut in allen Einzelheiten schildern muss,
erhält die zuständige Stelle eine kurze
schriftliche Information per elektronischer
Nachricht.

25Millionen
Anfragen

Wohnhaft in … Europa

Etwa 25 Millionen Anfragen jährlich in
Deutschland sind ein überzeugendes
Argument für vereinfachte Auskünfte aus
dem Melderegister. Und da Versicherungen,
Inkassobüros, Anwaltskanzleien und
Unternehmen zunehmend im europäischen
Raum tätig sind, liegt es nahe, diesen Service
gleich auf alle Staaten der Europäischen
Union auszudehnen.

Aktuell ist das Leitprojekt „Register
Information Service on European Residents“
(RISER) in acht EU-Mitgliedstaaten umgesetzt
worden. Ab dem dritten Quartal 2008 sollen
auch Abfragen in Finnland und Slowenien
möglich sein. Unternehmen, aber auch
Bürgerinnen und Bürger, erhalten so die
Möglichkeit, unkompliziert und schnell
über ein multilinguales Internetportal
www.riser.eu.com Auskünfte aus den
amtlichen Melderegistern zu erhalten.

Ergänzt wird der nutzerfreundliche Service
durch eine Kostenreduzierung um etwa
ein Drittel je Auskunft. Kein Wunder also,
dass das Landesamt für Bürger- und
Ordnungsangelegenheiten Berlin beim
European Public Sector Award 2007 in
Luzern für das Projekt ausgezeichnet wurde.
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Bauherren profitieren in Berlin bereits
erheblich vom vereinfachten Bauordnungs-
recht. Um die Genehmigungsverfahren weiter
zu beschleunigen, soll nach Umsetzung des
Leitprojekts „elektronische Baugenehmigung“
bis 2009 das gesamte Verfahren auch online
abgewickelt werden können. Transport- und
Liegezeiten der Unterlagen, die bisher
maßgeblich für die Dauer der Bearbeitungs-
zeit verantwortlich sind, werden so auf ein
Minimum reduziert, die Auskunftsmöglichkeit
hingegen ausgeweitet. Auskünfte zum Stand
der Bearbeitung können künftig 24h am Tag
eingeholt werden. Genauso wird es
unabhängig von der Tageszeit möglich sein,
Bauvorhaben zu beantragen. In den Bezirken
Lichtenberg, Mitte und Steglitz-Zehlendorf
kann der Service bereits genutzt werden.
Neukölln, Pankow und Treptow-Köpenick
werden in Kürze folgen. Noch im Verlauf
dieses Jahres folgt dann die Übertragung
auf alle Bezirke.

Nicht zufällig beruhen alle fünf Leitprojekte
der ServiceStadt Berlin auf eGovernment-
Anwendungen. Egal ob nun innerhalb
der Verwaltung, gegenüber Wirtschaft,
Bürgerinnen oder Bürgern: Der rasante
Fortschritt der Informations- und
Kommunikationstechnologien schlägt sich
längst in der Arbeit der Verwaltung nieder
und eröffnet stets neue Perspektiven für
die adressatenorientierte Dienstleistungs-
verwaltung. Schon jetzt lassen sich zahlreiche
Serviceangebote der Berliner Verwaltung
ohne größeren Aufwand online erledigen. So
finden Nutzerinnen und Nutzer des Internets
unter www.berlin.de/verwaltungsfuehrer nicht
nur ein reichhaltiges Informationsangebot
vor, sondern haben auch die Möglichkeit,
benötigte Formulare herunterzuladen. Ein
Ausfüllen und Absenden der Formulare direkt
am Computer ist zum Teil bereits möglich
und schließlich wird der Internet-Auftritt
beständig um interaktive Anwendungen
ergänzt.

Bauen leicht gemacht Online in der ServiceStadt

InhaltProjekt Adressat

Servicenummer 115

EU-Dienstleistungsrichtlinie

Europäische

Meldeauskunft „RISER“

Online-Bürgerdienste

Elektronische Baugenehmigung

Bundesweit einheitliche

Servicenummer für die

Öffentliche Verwaltung

Vereinfachte Aufnahme oder Ausübung

einer Dienstleistungstätigkeit in einem

anderen Mitgliedstaat

Europaweit schnelle

elektronische Registerauskunft

Bürgerdienstleistungen per Internet

Baugenehmigung online schneller abwickeln

Bürgerinnen und Bürger / Wirtschaft

Wirtschaft

Bürgerinnen und Bürger / Wirtschaft

Bürgerinnen und Bürger

Bürgerinnen und Bürger / Wirtschaft

www.berlin.de /
2 Die adressatenorientierte
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Zahlreiche Fahrzeughalter nutzen z. B. die
Angebote des Landesamtes für Bürger- und
Ordnungsangelegenheiten (LABO), vor
Anmeldung des Kraftfahrzeugs im Internet
unter www.berlin.de/labo/kfz/
wunschkennzeichen/index.html ein
Wunschkennzeichen zu reservieren oder
die Feinstaubplakette zu beantragen
www.berlin.de/labo/kfz/dienstleistungen/
feinstaubplakette.php.
Nicht nur von Fahrzeughaltern hervorragend
genutzt wird auch das Angebot, unter
www.berlin.de/labo/formulare/
formularserver.php sämtliche vom LABO
angebotenen Formulare herunterzuladen,
sei es nun für die Ausstellung des
internationalen Führerscheins oder die
Beantragung eines Kurzzeitkennzeichens.
Ist ein persönliches Erscheinen im LABO
notwendig, kann – zunächst noch beschränkt
auf einige wenige Bereiche – unter
www.berlin.de/labo/service/
terminvereinbarung.html online
ein Termin vereinbart werden.

Bürgerschaftlich engagierte Menschen und
Vereine finden mit dem Internetportal
„Bürgeraktiv“ www.berlin.de/buergeraktiv ein
exzellentes Forum für den Informations-
austausch. Suchen Vereine oder Initiativen
noch ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, können sie sich hier registrieren
und im Veranstaltungskalender für ihre
jeweiligen Aktivitäten werben. Unter gleicher
Adresse erleichtert die Ehrenamtsbörse

Bürgerinnen und Bürgern die Suche
nach ehrenamtlichen Tätigkeiten. Einsatz-
möglichkeiten für bestimmte soziale Gruppen
lassen sich hier ebenso recherchieren wie
sämtliche registrierte Vereine und Initiativen
in Wohnort-Nähe. Im Rahmen der
ServiceStadt Berlin wird das Portal
„Bürgeraktiv“ weiter ausgebaut, um auf
dem Weg in die Bürgergesellschaft wieder
ein kleines Stück voranzuschreiten.

Besonders Paare mit Heiratswunsch erfreut
der Service, Standesamturkunden künftig
auch online abfordern zu können. Bereits
heute ist dies in acht Bezirken problemlos
möglich. Eine Übersicht über die Bezirke
und ihre Leistungen findet sich unter
www.berlin.de/rubrik/
politik-und-verwaltung/bezirksaemter.
Nach Abschluss des Projekts
„Standesamturkunden Online“ noch
in diesem Sommer wird dieser Service
auf alle zwölf Bezirke ausgeweitet und
um weitere Funktionen ergänzt.

43% der
Bundesbürger
und 49% der
Unternehmen

mit Internet-Zugang
nutzen das Internet für

Behördenangelegenheiten

68% der Bundesbürger und 77%
der Unternehmen nutzen das Internet

74% der Haushalte in Deutschland
sind mit einem Computer ausgestattet

Internetportal
Bürgeraktiv
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Ebenfalls noch in diesem Sommer
werden Berliner Unternehmerinnen und
Unternehmer Gewerbeanzeigen online
erstatten und Gewerbeauskünfte online
erhalten können. Die Dauer für eine
Gewerbeauskunft wird dann von derzeit neun
Tagen auf etwa zwei Minuten sinken – bei
jährlich etwa 100.000 Auskunftsersuchen
ein nicht unerheblicher Zeitgewinn.

Eine ServiceStadt für alle

Ein besonders gutes Beispiel für die
gelungene Zusammenarbeit von Wirtschaft
und Verwaltung ist die Entwicklung des
„Startercenter Berlin“. Potenzielle Investoren
werden im Startercenter unter Einsatz
neuester Technik umfassend über die Vorteile
des Wirtschaftsstandortes Berlin informiert
und mit einer internetbasierten Software
sicher durch den gesamten Gründungs-
prozess geleitet. Transparente
Genehmigungspflichten in Verbindung
mit ausgeweiteten Zustellungsmöglichkeiten
vereinfachen und beschleunigen damit nach
Umsetzung des Projekts noch in diesem
Sommer den Gründungsprozess. Ergebnis:
Der administrative Aufwand bei Firmen-
gründungen reduziert sich erheblich.

Wie aber können in der ServiceStadt auch
Unternehmen entlastet werden, die den
Markteintritt bereits bewältigt haben?

Hilfreich erweist sich hier der Abbau unnötiger
bürokratischer Hemmnisse, der Gegenstand
gleich mehrerer Projekte in der ServiceStadt
Berlin ist. Schon bisher hob das
Abgeordnetenhaus auf Vorschlag des Senats
in den acht „Gesetzen zur Aufhebung von
Rechtsvorschriften“ die stolze Zahl von 715
Rechtsvorschriften auf. Um die finanzielle
Belastung der Wirtschaft noch weiter zu
reduzieren, prüft der Senat gegenwärtig mit
Hilfe des so genannten Standard-Kosten-
Modells die tatsächlichen Kosten jeder
einzelnen Informationspflicht für
Unternehmen.

Auf Basis der transparenten Kosten soll die
Belastung dann reduziert werden. Die
Möglichkeiten des Senats sind hier aber
eingeschränkt – fast 90% der Bürokratie-
kosten der Wirtschaft resultieren aus EU-
oder Bundesrecht. Parallel zur Kosten-
messung betreibt der Senat ein so genanntes
Normenscreening, mit dem die Auswirkungen
von Gesetzen und Verordnungen auf die
Wirtschaft systematisch überprüft werden.

100.000 Auskunftsersuche
9 Tage > 2 Minuten

2 Die adressatenorientierte
Dienstleistungsverwaltung
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Wirtschaftsfreundliche Strukturen sind ein
wichtiger, bei weitem aber nicht der einzig
wichtige Ansatz der Verwaltungs-
modernisierung. Eine ebenso bedeutende
Zielvorstellung des Senats in der ServiceStadt
Berlin ist die adäquate Reaktion der
Verwaltung auf unterschiedlichste Ansprüche
und Bedürfnisse einzelner gesellschaftlicher
Gruppen. Zunehmend heterogene
gesellschaftliche Strukturen erfordern
eine stärker ausgeprägte Anpassung der
Administration an ihre Kundinnen und
Kunden und nicht ein Verwaltungshandeln
in stets gleichem Stil. Auch hierauf muss die
ServiceStadt eine Antwort finden.

Mit Blick auf die Geschlechtergerechtigkeit
ist der Senat deshalb bestrebt, das so
genannte Gender Mainstreaming bzw. Gender
Budgeting flächendeckend in der Haupt-
und Bezirksverwaltung zu implementieren.
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden
gezielt für die unterschiedlichen Lebenslagen
von Frauen und Männern sensibilisiert, um
die Dienstleistungen der Verwaltung auch
unter Gender-Gesichtspunkten weiter-
entwickeln zu können. Zugleich werden
bei der Haushaltsaufstellung so genannte
geschlechtssensitive Daten bereitgestellt,
die über die geschlechtsspezifische Mittel-
verteilung Aufschluss geben und ein
mögliches Umsteuern erlauben. Ein so
genannter Gender-Aktionsplan wird derzeit
zwischen Senat und Bezirken abgestimmt.
Die Erfahrung, dass gesellschaftliche

Gruppierungen sehr unterschiedliche
Anforderungen an die Verwaltung stellen,
ist auch Grundlage zweier Projekte zur
interkulturellen Öffnung der Berliner
Verwaltung. Ein Anliegen der JobCenter ist
es, die Chancen von Migrantinnen und
Migranten auf dem Arbeitsmarkt deutlich zu
erhöhen. Wie die JobCenter diese
Gruppierung durch organisatorische
Innovation und eine Sensibilisierung der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter besser in
den Arbeitsmarkt eingliedern können, war
Ausgangsfrage einer jüngst erstellten Expertise
zum Thema „Interkulturelle Kompetenz
der JobCenter“.

Zunächst beschränkt auf die Bezirke
Friedrichshain-Kreuzberg, Lichtenberg und
Tempelhof-Schöneberg wird aufbauend auf
der Expertise nun untersucht, wie eine
interkulturelle Organisation gestaltet werden
kann. Überprüft werden beispielsweise
Außendarstellung, Führungsverhalten oder
auch Programmgestaltung der JobCenter.
Ähnliche Wege beschreitet das Landesamt
für Bürger- und Ordnungsangelegenheiten.
Ein großes Fortbildungsangebot hilft den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der
Ausländerbehörde, ihre interkulturelle
Kompetenz weiter zu erhöhen. Durch externe
Beratung erhalten sie ferner wertvolle
Hinweise, wie Arbeitsprozesse besser auf die
speziellen Anforderungen der Kundinnen
und Kunden der Ausländerbehörde
abgestimmt werden können.

2 Die adressatenorientierte
Dienstleistungsverwaltung
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Informations- und Kommunikations-
technologie durch Wirtschaft, Bürgerinnen
und Bürger selbst gegenüber neuen
technischen Möglichkeiten öffnen, wollen sie
nicht den Anschluss verlieren. Politik und
Verwaltung in Berlin haben dies erkannt und
begreifen den technologischen Wandel als
Chance für effiziente Verwaltungsstrukturen.
Ziel des Senats ist angesichts veränderter
gesellschaftlicher Rahmenbedingungen die
adressatenorientierte Dienstleistungs-
verwaltung, die sich durch deutlich
verbesserte Zugangsmöglichkeiten und
wesentlich erhöhte Leistungsqualität
auszeichnet.

„Mehr Service – bessere Qualität“: Unter
diesem Motto wird die ServiceStadt Berlin
den erfolgreich begonnenen Umbau zu einem
modernen Dienstleister in dieser Legislatur-
periode weiterführen. Sie wird sich dabei
nicht zuletzt daran messen lassen müssen,
inwieweit sie den Erfordernissen des
gesellschaftlichen Wandels Rechnung trägt.

3. Das Modernisierungsprogramm
ServiceStadt Berlin

3.1 Das Fundament der ServiceStadt

Die bewusste Entscheidung, den Fokus der
aktuellen Modernisierungsperiode auf die
Service- und Qualitätssteigerung zu richten,
traf der Senat im Juni 2007. Ausschlag-
gebend für diese Schwerpunktsetzung war
zum einen die Erkenntnis, dass von der Stadt
eine Willkommenskultur ausgehen muss, will
sie langfristig Investoren, Wissenschaftlern
und Kreativen – den wichtigsten Motoren
nachhaltigen wirtschaftlichen Wachstums im
21. Jahrhundert – ein attraktives Umfeld
bieten. Für Menschen wie Unternehmen,
die sich in Berlin niederlassen wollen, ist die
Berliner Verwaltung erste Anlaufstelle und
danach steter Ansprechpartner. Sie
beeinflusst das wirtschaftliche Potenzial
Berlins und die Lebensqualität seiner
Bürgerinnen und Bürger immens.

Zum anderen fanden innerhalb der
vergangenen Jahre gesellschaftliche und
technologische Veränderungen statt, die auch
die öffentliche Verwaltung herausfordern.
Ämter und Behörden müssen sich angesichts
der selbstverständlichen Nutzung moderner

Personalplanung
und -entwicklung

Ausbau eGovernment
Kooperation in Netzwerken

SanierungspolitikHaushaltsnotlage

Technische
Entwicklung

Demografischer
Wandel

Personalabbau

Öffentliche
Verwaltung

Angebotsstruktur anpassen
Zugang flexibilisieren
Zivilgesellschaft fördern

Mehr Service –
bessere Qualität
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Demografischer Wandel, Integration
verschiedener Bevölkerungsgruppen,
Bürgerschaftliches Engagement, sozial-
raumorientierte Angebotsstrukturen und
demokratische Teilhabe sind Themen,
die zukünftig das Selbstverständnis der
Verwaltung prägen werden. Eine Verwaltung,
die ihren Gestaltungsspielraum aktiv wahr-
nehmen will, muss diese Veränderungen zur
Grundlage der strategischen Überlegungen
und operativen Umsetzung machen.

Dem Anspruch, mit dem Modernisierungs-
programm dem gesellschaftlichen Wandel
Rechnung zu tragen, folgt auch die
Gliederung in vier verschiedene Handlungs-
felder. Im Handlungsfeld „Bürger- und
Wirtschaftsservice“ finden sich Projekte
und Vorhaben, die besonders auf die
Verbesserung der Servicequalität gegenüber
den Kunden der Berliner Verwaltung abzielen.
Mit den Projekten und Vorhaben im
Handlungsfeld „Aktive Bürgergesellschaft“
verfolgt der Senat das Ziel, verstärkt
partizipative Elemente zu schaffen und
so Bürgerinnen und Bürger aktiv in das
politische Geschehen mit einzubeziehen.
Unter den Handlungsfeldern „Strategie und
Steuerung“ sowie „Verwaltungseffizienz und
Personalmanagement“ schließlich verbergen

sich Projekte und Vorhaben mit Schwerpunkt
auf verwaltungsinternen Effizienzsteigerungen
und zukunftsgerichteter strategischer
Planung. Denn eines ist klar: Die Moderni-
sierungsziele der Berliner Verwaltung lassen
sich nur mit motivierten Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern erreichen.

Neben den Anforderungen und Bedürfnissen
der Kundinnen und Kunden gegenüber der
öffentlichen Verwaltung rücken damit auch
die Anforderungen und Bedürfnisse der
Beschäftigten selbst in den Fokus. Engagiert
ist, wer seine Stärken optimal in den
Arbeitsprozess einbringen kann, laufend die
Chance erhält, seine Kompetenz zu erhöhen,
eigenständig arbeiten kann und Perspektiven
aufgezeigt bekommt. Eine umfassende
Organisations- und Personalentwicklung
muss genau dies leisten. Ein wichtiges Mittel
hierbei ist die Online-Befragung der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die in der
Senatsverwaltung für Inneres und Sport jüngst
getestet wurde und künftig allen Senats-
verwaltungen zur Verfügung stehen wird.

In allen vier Handlungsfeldern können
weitere Projekte und Vorhaben aufgenommen
werden, so dass der Senat jederzeit auf
neue Entwicklungen reagieren kann.
Entscheidende Bedingung für eine Aufnahme
in die ServiceStadt ist allerdings die Einhaltung
eines strikten Kriterienkatalogs, der die
Zielgerichtetheit des Gesamtprogramms

Bürger- und
Wirtschaftsservice
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15 der insgesamt 105 Projekte und Vorhaben
der ServiceStadt Berlin konnten bereits zu
diesem frühen Zeitpunkt erfolgreich
abgeschlossen werden. Der Startschuss für
dreizehn der Projekte und Vorhaben wird
bzw. wurde planmäßig erst nach dem Stichtag
31. März 2008 abgegeben. Für die weit
überwiegende Zahl aber war das erste Jahr
vor allem eine arbeitsintensive Startphase,
in der Grundlagen geschaffen, Strukturen
aufgebaut, externe Unterstützung einge-
bunden und zahlreiche Abstimmungs-
und Koordinierungsarbeiten geleistet
werden mussten.

sichert. Um den Fortschritt des
Modernisierungsprogramms ServiceStadt
Berlin gegenüber politisch Verantwortlichen
und gegenüber der Öffentlichkeit zu
dokumentieren, berichtet die federführende
Senatsverwaltung für Inneres und Sport
jährlich über die Entwicklung der Projekte
und Vorhaben.

Der nun vorliegende erste Fortschrittsbericht,
der bis Ende Juni  auch im Internet unter
www.berlin.de/verwaltungsmodernisierung
abrufbar sein wird, umfasst den Zeitraum
bis zum Stichtag 31. März 2008.

3.2 Auf gutem Weg –
zum Stand der ServiceStadt

Stand der Projekte und Vorhaben

13

77

15

noch nicht
begonnen

läuft abgeschlossen
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Wie facettenreich Verwaltungsmodernisierung
sein kann, verdeutlicht ein Blick auf die
bereits abgeschlossenen Projekte und Vor-
haben. Den ersten Preis beim eGovernment-
Wettbewerb für Bundes-, Landes- und
Kommunalverwaltungen 2007 gewann die
nunmehr abgeschlossene Voruntersuchung
zum Projekt „Online Bürgerdienste“. Service-
leistungen, von deren Online-Umstellung
Bürgerinnen und Bürger besonders stark
profitieren, gingen nach sorgfältiger Analyse
in eine Prioritätenliste ein. Das bereits
näher beschriebene Leitprojekt „Online-
Bürgerdienste“ baut auf den Erkenntnissen
der ausgezeichneten Voruntersuchung auf.

Längst online ist die Berliner Polizei, bieten
sich ihr mit dem Internet doch zusätzliche
Möglichkeiten, Bürgernähe und Transparenz
zu erhöhen. Das von ihr erfolgreich abge-
schlossene Projekt „Bürgernähe der Polizei“
animiert Bürgerinnen und Bürger, sich ohne
größeren Aufwand im persönlichen Kontakt
an die mobile Polizeiwache zu wenden.
Wer die Kontaktaufnahme über das Internet
oder per Telefon bevorzugt, kann mit der
neu eingerichteten Internetwache und dem
Bürgertelefon einen entsprechenden Service
nutzen. Die Resonanz ist bisher ausge-
sprochen positiv. Gerade bei größeren
Veranstaltungen haben sich die mobilen
Polizeiwachen sehr bewährt und zunehmend
nutzen Bürgerinnen und Bürger den Service,
über das Internet Strafanzeigen zu erstatten,
Versammlungen oder Aufzüge anzumelden,

Hinweise zu geben oder – für die Dienst-
habenden stets besonders erfreulich –
Danksagungen zu übermitteln.

Verbesserten Rahmenstrukturen für die
Förderung und Unterstützung von Kindern,
Jugendlichen und Familien dienten gleich
vier bereits abgeschlossene Modernisierungs-
vorhaben des Senats. Umfangreichstes
Projekt war die Umsetzung der Sozial-
raumorientierung in der Berliner Jugendhilfe,
das Ende 2007 abgeschlossen werden
konnte. Ziel der Sozialraumorientierung ist
die stärkere Einbeziehung der Lebenswelt
von Kindern und Jugendlichen in die
Angebote, Dienste und Leistungen der
Jugendhilfe. Unterstützt wurde die Einführung
des Fachkonzepts Sozialraumorientierung
durch ein umfassendes Qualifizierungs-
programm. Die Jugendhilfe musste
umstrukturiert und die Jugendämter
reorganisiert werden. Neue Organisations-
formen – regionale Teams ersetzen z. B.
die früheren Fachbereiche – erlauben nun
eine bürgernahe Kooperation zwischen
allen relevanten Akteuren.

Um junge Menschen, die es beim Übergang
von der Schule in den Beruf besonders
schwer haben, besser unterstützen zu
können, hat der Senat im Rahmen der
ServiceStadt Berlin die Organisation der
Jugendberufshilfe optimiert. Stärkere
Kooperation zwischen Jugendämtern,
Arbeitsagenturen, JobCentern und

Online
Bürgerdienste
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Rund um die Uhr können sich Interessierte
hier wertvolle Informationen herunterladen.
Um die Attraktivität und Wirtschaftlichkeit
der öffentlichen Sportanlagen Max-
Schmeling-Halle und Velodrom zu sichern,
schloss der Senat Ende 2007 nach europa-
weiter Ausschreibung einen neuen Pacht-
und Betreibervertrag mit einem privaten
Betreiber ab. Sport- und Kulturevents werden
somit auch in Zukunft die Besucher
begeistern und mit dazu beitragen, Berlin
als wichtigen Sport- und Kulturstandort
zu etablieren.

Apropos Kultur: Auch die schönen Künste
bleiben von der Verwaltungsmodernisierung
nicht unberührt. Mit den nun abge-
schlossenen Projekten zur strukturellen
Neuorganisation der Landesmuseen und zur
Einführung des Controllings institutionell
geförderter Kultureinrichtungen konnten die
internen Geschäftsprozesse der Stiftung
Stadtmuseum und der Stiftung Berlinische
Galerie umfassend modernisiert werden.

Wirtschaftsförderung, die verpflichtende
Verzahnung von Jugendhilfe, Arbeits-
förderung und Schulen sowie eine
überarbeitete Leistungsbeschreibung
sind hier die wichtigsten Fortschritte.
Optimiert werden konnten auch die
Strukturen der Jugendarbeit. Die Träger
landesweit geförderter Projekte erhalten
durch dreijährige Fördervereinbarungen
nun deutlich mehr Planungssicherheit.
Um mehr Zusammenarbeit zwischen Jugend-
und Schulämtern zu ermöglichen, ging
außerdem die Förderung der Schülerclubs
auf die Bezirke über. Auch das „Modell-
vorhaben eigenverantwortliche Schule“
ist mittlerweile erfolgreich abgeschlossen.
31 Schulen erprobten dabei, wie eigen-
verantwortliches Handeln hinsichtlich
Schulorganisation, Personalentwicklung und
Qualitätsmanagement aussehen kann, um
ein optimal an den Lernbedürfnissen der
Schülerschaft ausgerichtetes Umfeld zu
schaffen. Die Ergebnisse des Projekts bilden
nun für die strategische Weiterentwicklung
des Berliner Bildungssystems eine wichtige
Grundlage.

Im Sportbereich konnten zwei
Modernisierungsprojekte erfolgreich
abgeschlossen werden. Vor allem auf
Planungsbehörden, Vereine, Architekten,
Investoren und interessierte Bürgerinnen
und Bürger zielt das seit neuestem ange-
botene Online-Informationssystem zu
Fragen des Sportstättenbaus ab.

Eigenverantwortliche
Schule
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Auch wenn dies für Museumsbesucher nicht
gleich offensichtlich ist, tragen moderne Ver-
waltungsstrukturen langfristig dazu bei, den
Kunstgenuss in Berliner Museen zu sichern.

Die bundespolitischen Arbeitsmarktreformen
der vergangenen Jahre schlugen sich
selbstverständlich auch auf Berlin nieder.
Um landesweit eine möglichst einheitliche
Umsetzung des 2. Buchs des Sozial-
gesetzbuchs (SGB II) durch die zwölf
Berliner JobCenter im Bereich der aktiven

Arbeitsmarktpolitik sicherzustellen,
errichtete der Senat eine zentrale Steuerungs-
und Serviceeinheit. Sie bündelt insbesondere
Informationen zur Kundenstruktur in den
einzelnen JobCentern und entscheidet mit
über die Ausgestaltung arbeitsmarktpolitischer
Instrumente. Bezieher des Arbeitslosengeldes
II finden so in allen Bezirken optimierte
Förderungsstrukturen vor.

Eine verbesserte Bewirtschaftung von
Gebäuden, Anlagen und Einrichtungen –
das so genannte Facility Management –
spart bares Geld. Eine gute Nachricht
für den Berliner Haushalt ist deshalb die
Implementierung des Facility Managements
in allen Berliner Bezirken nach zuvor
gemeinsam vereinbarten Standards.
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Erst jüngst nahm der Senat beispielsweise
die drei Projekte „Digitale Datensammlung
für den Katastrophenschutz“,
„Vereinheitlichung und Bündelung der
wirtschaftsrelevanten Online-Angebote der
Bezirke“ und „Studie zur künftigen
Entwicklung kommunaler Serviceangebote
in Großstädten bis 2016 und Auswirkungen
auf Berlin“ in das Modernisierungsprogramm
auf. Letztgenanntes Projekt dokumentiert die
Intention des Senats, schon während der
laufenden Modernisierungsphase
wissenschaftlich fundierte Erkenntnisse
darüber zu erhalten, welchen Anforderungen
die Berliner Verwaltung künftig in einem
veränderten Umfeld gerecht werden muss.

Das Controlling sämtlicher Projekte und
Vorhaben ergab, dass – abgesehen von einer
Ausnahme – die Umsetzung innerhalb des
geplanten Zeitrahmens planmäßig
voranschreitet und kein Projektziel akut
gefährdet erscheint.

Die gute Nachricht also lautet: Die Berliner
Verwaltung sollte bis 2011 Service und
Qualität in vielen wichtigen Bereichen
erheblich steigern können. Alle Beteiligten
sind sich allerdings auch darüber im Klaren,
dass die Schaffung moderner Dienstleistungs-
strukturen eine kontinuierlich fortzuführende
und stets den aktuellen gesellschaftlichen
Entwicklungen anzupassende Aufgabe
weit über 2011 hinaus bleibt. Schon
die ServiceStadt Berlin kann deshalb
jederzeit um weitere Projekte und
Vorhaben ergänzt werden.

3.3 Die Zukunft
der ServiceStadt
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So wird die Studie z. B. auf den demo-
grafischen Wandel eingehen, in dessen Folge
eine alternde und zunehmend interkulturelle
Gesellschaft andere Bedürfnisse gegenüber
einer öffentlichen Verwaltung entwickelt,
die selbst zunehmend von Alterung und
Personaleinsparung betroffen ist. Politik und
Verwaltung in Berlin werden mit Abschluss
der Studie in die Lage versetzt, sich frühzeitig
auf kommende Entwicklungen einzustellen
und Trends zu unterstützen bzw. rechtzeitig
gegenzusteuern, wo dies angebracht
erscheint.

Die Studie wird auf wissenschaftlich-
analytischer Basis konkrete praxistaugliche
Vorschläge für Politik und Verwaltung zu den
genannten Fragestellungen erarbeiten.

4. Fazit

Die adressatenorientierte Dienstleistungs-
verwaltung ist keine unerreichbare Vision.
Längst profitieren Wirtschaft, Bürgerinnen
und Bürger erheblich von den zahlreichen
Verbesserungen in Service und Qualität, die
im Rahmen der Verwaltungsmodernisierung
erreicht werden konnten. Mit dem
Modernisierungsprogramm ServiceStadt
Berlin wird sich die Leistungs- und
Servicequalität bis 2011 weiter steigern.
Wie der erste Fortschrittsbericht zum
Modernisierungsprogramm dokumentiert,
befinden sich nahezu sämtliche Projekte und
Vorhaben auf einem guten Weg und sollten
spätestens bis zum Ende der Legislatur-
periode erfolgreich abgeschlossen sein.
Auch nach erfolgreicher Umsetzung der
ServiceStadt Berlin bleibt die Verwaltungs-
modernisierung ein wichtiges politisches
Anliegen, will Berlin langfristig für Investoren,
Kreative und Innovationsträger gleichermaßen
attraktiv sein.

Der Senat wird die Öffentlichkeit
auch künftig unter www.berlin.de/
verwaltungsmodernisierung regelmäßig
über die Weiterentwicklung der Berliner
Verwaltung informieren.
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1 Ausbau des Berlin-Telefons zur Servicenummer 115 im Rahmen des Aktionsplans Deutschland Online

2 Umsetzung der EU-Dienstleistungsrichtlinie

3 Einführung der europäischen Meldeauskunft "RISER"

4 Virtuelle Bürgerdienste (Voruntersuchung)

5 Online-Bürgerdienste einschließlich Brieftaschenverlust ("Online-Bürgeramt")

6 Elektronisches Baugenehmigungsverfahren

7 Fortführung und Abschluss der Umsetzung der Ergebnisse des Projekts „Justizreform Berlin“

8 Erarbeitung und Veröffentlichung verbindlicher Qualitätsstandards für häufig nachgefragte Verwaltungsleistungen
(z. B. für die Zeiträume von der Beantragung bis zur abschließenden Bearbeitung)

9 Vereinheitlichung des strukturellen Aufbaus und Optimierung der Geschäftsprozesse der bezirklichen Ordnungsämter

10 Anbieten von Mobilen Bürgerdiensten in allen Bezirken

11 Eröffnung weiterer Verfahren für Online-Dienste einschließlich Formularservice. Online Kfz-Zulassungsservice

12 Urkunden online im Standesamt

13 Verbesserung der Information über Rechtsvorschriften zur Sozialhilfe durch Veröffentlichung im Internet

14 Ausweitung der Internetanwendungen im Bereich der Gesundheitsberufe

15 Verbesserung der Transparenz und Bürgernähe der Polizeiarbeit durch Einsatz
mobiler Polizeiwachen und stärkere Zusammenarbeit mit Bürgerberatungsstellen

16 Ausbau der Internetpräsenz für den Bereich Sport, insbes. Sportangebote
und Veranstaltungen in zentralen Sporteinrichtungen

17 Weiterentwicklung und Ausbau der Bürgerämter zu zentralen Anlaufstellen. Ein gemeinsames Leitbild der Bürgerämter
soll zur Verbesserung des Service beitragen. Anträge sollen bezirksübergreifend entgegengenommen werden

18 Interkulturelle Öffnung und Weiterentwicklung des LABO Ausländerbehörde
Interkulturelle Kompetenz - Anforderungsprofile und Fortbildung

19 Interkulturelle Öffnung JobCenter

20 Verbesserte Information der Bürgerinnen und Bürger über die Versorgungsqualität der Berliner Krankenhäuser

21 Intensivierung des wohnortnahen Verbraucherschutzes, stärkere Zielgruppenorientierung

22 Stärkung des gesundheitlichen Verbraucherschutzes, Zusammenführung entsprechender
Untersuchungseinrichtungen der Länder Berlin-Brandenburg in einem Staatsvertrag

23 Weiterentwicklung der Schulen in erweiterter Verantwortung entsprechend
dem Modellvorhaben eigenverantwortliche Schule

24 eAdministration@School Berlin

25 Online-Verfahren-3 %-Budgetierung

26 Organisationsentwicklung im Bereich von Schulsekretariaten

27 Weiterentwicklung der Kindertagesstätten zu vorschulischen Bildungseinrichtungen

28 Neuorganisation der bezirklichen Bibliotheken, Einführung einheitlicher und verbindlicher Leistungsstandards

29 Verbesserung der Jugendberufshilfe durch Kooperation zwischen Jugendämtern, Agenturen für Arbeit,
Job-Centern, Wirtschaftsförderung und Verwaltung

Gesamtliste der
Projekte und Vorhaben
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30 Weitere Einführung und Umsetzung der Sozialraumorientierung in den Jugendämtern der Bezirke

31 Weiterentwicklung der integrierten Software Berliner Jugendhilfe

32 Personalausstattung eines sozialräumlich organisierten Berliner Jugendamtes

33 Bessere Unterstützung leistungssportlich trainierender Schüler
durch Fortschreibung der Konzeption der Eliteschulen des Sports

34 E-Government-Lösung im IT-Verfahren Gewerbedatenbank

35 E-Goverment-Lösung Starter-Center bei IHK u. HWK

36 Vereinheitlichung und Bündelung der wirtschaftsrelevanten Online-Angebote der Bezirke

37 Aufbau einer Redaktion „Wirtschaftsportal“

38 Optimierung von Genehmigungsverfahren

39 Verfahren der Grundbucheintragung beschleunigen

40 Erweiterung des elektronischen Rechtsverkehrs

41 Ethik- und Tierversuchskommission: Aufbau eines medienbruchfreien Fachverfahrens

42 Aufbau einer Berliner Geodateninfrastruktur

43 Digitale Verbindung Liegenschaftskataster-Grundbuch

44 Aufbau eines Online-Informationssystems zu Fragen des Sportstättenbaues für Planungsbehörden,
Vereine, Architekten, Investoren und interessierte Bürgerinnen und Bürger

45 Schaffung wirtschaftsfreundlicher Bedingungen durch Vereinheitlichung und Verzahnung der Strukturen der
Wirtschaftsförderung. Stärkere Verzahnung von Berlin Partner mit der Zentralen Anlauf- und Koordinierungsstelle
(ZAK) und den bezirklichen Anlauf- und Koordinierungsstellen. Abbau von Bürokratie, Entscheidungswege verkürzen

46 Bürokratiekostenmessung nach SKM im Land Berlin

47 Weiterentwicklung der Investitionsbank Berlin zu einem unbürokratischen Dienstleister der Wirtschaft,
insbesondere des Mittelstandes. Feinjustierung der Förderinstrumente und Strukturen

48 Umsetzung des Konzepts der Verbesserung wirtschaftsrelevanter Strukturen
und Verfahren aus dem Projekt „Vollzugskritik“

49 Aufstellung von Bürgerhaushalten. Fortsetzung der Sammlung von Erfahrungen, Ausdehnung
auf weitere Bezirke. Prüfung, ob partizipative Elemente übertragbar sind

50 Förderung und Verbesserung der Rahmenbedingungen für die Verstärkung des Bürgerschaftlichen Engagements

51 Fortsetzung und Neuausrichtung des Quartiersmanagements

52 Umsetzung des Leitbildes für die Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg

53 Einrichtung eines Steuerungskreises zur Staatsaufgabenkritik in der Senatskanzlei
(Aufgabenkritik und -abgrenzung; klare Kommunikations- und Entscheidungsstrukturen)

54 Bürokratieabbau/Entbürokratisierung - Prüfung der Gesetze und Rechtsverordnungen auf Erforderlichkeit, Einführung
eines Gesetzesmonitorings, Fortsetzung der Beratung durch die Normprüfungskommission

55 Demographischer Wandel – Strategien für die Berliner Bezirke

56 Evaluation der Wirksamkeit von § 13a AZG (Eingriffsrecht)
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57 Fortsetzung der Implementierung von Gender Mainstreaming

58 Überführung des Gender Budgeting in Regelverfahren

59 Entwicklung einer gesamtstädtischen ressortübergreifenden Rahmenstrategie Soziale Stadtentwicklung Berlin

60 Umsetzung des Gesundheitsdienstgesetzes (GDG)

61 Anstreben eines neuen Modells für den Finanzausgleich im Hochschulwesen
(Studienplatzkostenübernahme durch das Bundesland, in dem die Hochschulberechtigung erworben wurde)

62 Novellierung des Berliner Hochschulgesetzes

63 Fortschreibung des Konzepts zur Weiterentwicklung des Berliner Bäderangebots

64 Verbesserung des Umweltmanagements, insbesondere des Klimaschutzes in der Berliner Verwaltung

65 Studie zur künftigen Entwicklung kommunaler Serviceangebote in Großstädten und Auswirkungen auf Berlin

66 Abschluss von Rahmenzielvereinbarungen für die gesamtstädtische und behördeninterne Steuerung zwischen den
Hauptverwaltungen und den Bezirken. Festlegung von Kennzahlen für die Finanzmittelzuweisung

67 Entwicklung der Zielvereinbarungen mit den Hochschulen zu verbindlichen
Leistungsbeschreibungen (Hochschulverträge)

68 Schaffung einheitlicher qualitativer und quantitativer Standards für alle bezirklichen Aufgaben

69 Förderung der Teilnahme an überregionalen Vergleichsringen für Dienstleistungen der Bezirksverwaltungen und
der nachgeordneten Behörden der Hauptverwaltung sowie für Querschnittsaufgaben für alle Verwaltungen

70 Errichtung einer zentralen Steuerungs- und Serviceeinheit, um - in den Grenzen des vom Bund bestimmten
Handlungsspielraums - eine landesweit einheitliche Umsetzung des SGB II durch die
12 Berliner JobCenter im Bereich aktiver Arbeitsmarktpolitik sicherzustellen

71 Controlling institutionell geförderter Kultureinrichtungen

72 Aufbau eines Datenbanksystems / workflow mit DMS Basis und Einführung des Leitbilds
‘e-government’ bei der Projekt- und Einzelförderung von Künstlerinnen und Künstlern

73 Entwicklung von Standards für die Verwaltungsmodernisierung, insbesondere für Projekte

74 Weiterentwicklung der Unterstützungsleistungen zum Geschäftsprozessmanagement

75 Ausgestaltung von Qualitätsvereinbarungen mit den Trägern der Kindertagesbetreuung zur
Umsetzung des Bildungsprogramms einschließlich Fragen der externen Evaluation

76 Erarbeitung verbindlicher Kooperationsvorgaben zur Optimierung des Übergangs von der Kita in die Grundschule

77 Umstellung der Finanzierung der Kinder- und Jugendambulanzen (SPZ) von Zuwendungen auf Leistungsvereinbarungen

78 Entwicklung von Leistungsvereinbarungen und Qualitätsstandards bei mehrjähriger Finanzierung für Projekte der
Jugendarbeit. Entwicklung personeller und sächlicher Ausstattungsstandards für bez. Einrichtungen und
Abschichtung von Einrichtungen mit bez. Wirkungskreis

79 Ausbau des Zentralen Personalüberhangmanagements zu einem Dienstleistungszentrum für Überhangkräfte

80 Weiterentwicklung des Facility Managements in der Berliner Verwaltung (BIM, Bezirke) einschließlich einer
einheitlichen Gebäudedatenbank aufgrund einheitlicher Kennzahlen

81 Optimierung der Sportstättenentwicklungsplanung (Leitbilderstellung, Bezirkliche Pilotprojekte sowie Entwickeln
gemeinsamer Standards für alle Bezirke Optimierung der Bereitstellung und Vergabe von Sportanlagen)

23

Anhang



82 Ermittlung und Fortschreibung des Sanierungsbedarfs Berliner Sportanlagen
zwecks effizienteren Einsatzes der jährlichen Haushaltsmittel

83 Prüfung der Schaffung eines einheitlichen Personenstandsregisters

84 Prüfung von Zuständigkeitsverlagerungen im Bereich des Staatsangehörigkeitsrechts nach Evaluation der laufenden
Zielvereinbarung mit den Bezirksämtern in Einbürgerungsangelegenheiten ab Herbst 2007

85 Steigerung der Attraktivität und Nutzung der landesinternen Sammelbeschaffer durch eine
Intranet-gestützte Katalogdarstellung und Bestellmöglichkeit (E-Warenhaus)

86 Ausbau des Berliner Intranet zu einem qualifizierten, wissensmanagementorientierten
und interaktiven Beschäftigtenportal

87 Fortsetzung der strukturellen Neuorganisation der Landesmuseen

88 Übernahme und Langzeitarchivierung elektronischer Daten aus SiDok durch das Landesarchiv / LAB (Vorprojekt)

89 Ausweitung und Optimierung der Angebote des Landesverwaltungsamtes als zentraler Personaldienstleister

90 Auf- und Ausbau des elektronischen Dokumentenmanagementsystems in der Berliner Verwaltung

91 Facility Management: Im Bereich der Hochschulen Aufzeigen der Möglichkeiten in Zusammenhang mit der
Überführung des Liegenschaftsmanagements in ein Mieter-, Vermietermodell

92 Umstellung des kameralen auf das kaufmännische Rechnungswesens im Hochschulbereich,
Einführung einer einheitlichen Kosten- und Leistungsrechnung

93 Übertragung des Krankenbuchlagers Berlin vom Versorgungsamt auf die WASt (Wehrmachtsauskunftsstelle), da
personenbezogene Daten der beiden Weltkriege kaum noch von versorgungsrechtlicher Relevanz sind,
sondern für Auskunftswünsche Angehöriger dienen

94 Vergabe der öffentlichen Sportanlagen „Max-Schmeling-Halle“ und „Velodrom“ an einen
privaten Pächter und Betreiber ab 01.01.2008

95 Abbau von überflüssiger Bürokratie in der Schule

96 Verbesserung des Qualitätsmanagements der Schulaufsicht

97 Verbesserung der Lehrkräfteplanung und -zuteilung

98 Digitale Datensammlung für den Katastrophenschutz

99 Vereinheitlichung der Ämterstruktur in den Bezirken

100 Weiterentwicklung der Bereiche Hochbau, Tiefbau sowie Naturschutz- und
Grünflächenämter in den Bezirksverwaltungen

101 Umsetzung des RdB-Beschlusses vom 13.4.2006 zur flächendeckenden Einführung des beschlossenen Konzepts
eines einheitlichen Facility Managements, Überprüfung bis Ende 2008, ob das bestehende System durch ein
Mieter-, Vermietermodell zu ersetzen ist

102 Erstellung einer Adressdatenbank Jugend zur Verbesserung und Beschleunigung der Kommunikation
mit den regionalisierten Zuständigkeitsbereichen aller Jugendämter

103 Reform des Besoldungsrechts für ein gerechtes, leistungsbezogenes Besoldungssystem

104 Entwicklung von Diversity-Richtlinien für den Öffentlichen Dienst

105 Entwicklung eines gesamtstädtischen Konzeptes zur Personalplanung und –entwicklung. IT-Unterstützung der
Personalentwicklung in IPV (IT-PE), Stärkung der Europakompetenz sowie der interkulturellen Kompetenz
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Diese Druckschrift wird im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit

von der Senatsverwaltung für Inneres und Sport des Landes

Berlin herausgegeben. Sie darf weder von Parteien noch von

Wahlwerberinnen oder Wahlwerbern zum Zwecke eines

Wahlkampfes verwendet werden.

Missbräuchlich ist insbesondere die Verteilung auf

Wahlveranstaltungen, an Informationsständen von Parteien

sowie das Einlegen, Aufdrucken oder Aufkleben parteipolitischer

Informationen, Logos oder Werbemittel. Untersagt ist gleichfalls

die Weitergabe an Dritte zum Zwecke der Wahlwerbung.

Eine Verwendung dieser Druckschrift durch Parteien oder sie

unterstützende Organisationen ausschließlich zur Unterrichtung

ihrer eigenen Mitglieder bleibt hiervon unberührt. Auch ohne zeitlichen

Bezug zu einer bevorstehenden Wahl darf die Druckschrift nicht in einer

Weise verwendet werden, die als Parteinahme des Senats von Berlin zu

Gunsten einzelner politischer Gruppen verstanden werden könnte.



Leitbild der Verwaltungsmodernisierung in Berlin ist die
adressatenorientierte Dienstleistungsverwaltung. Der Senat
hat hierzu 2007 das Modernisierungsprogramm ServiceStadt
Berlin verabschiedet, über dessen Fortgang diese Broschüre
informiert. Von der Umsetzung der 105 Projekte und
Vorhaben bis 2011 werden Wirtschaft, Bürgerinnen
und Bürger erheblich profitieren.


